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 JUSLINE Entscheidung
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Norm

AsylG 2005 §3

AVG §66 Abs2

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gültig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AVG § 66 heute

2. AVG § 66 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 66 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Spruch

A14 317.592-1/2008/7E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richterin Dr. Lassmann als Vorsitzende und die Richterin Dr. Singer als Beisitzerin

über die Beschwerde des XXXX, StA. Syrien, vertreten durch Dr. Helmut Blum, Rechtsanwalt in 4020 Linz, gegen den

Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.01.2008, Zl. 06 02.721-BAL, in nichtöBentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der

Asylgerichtshof hat durch den Richterin Dr. Lassmann als Vorsitzende und die Richterin Dr. Singer als Beisitzerin über

die Beschwerde des römisch 40 , StA. Syrien, vertreten durch Dr. Helmut Blum, Rechtsanwalt in 4020 Linz, gegen den

Bescheid des Bundesasylamtes vom 14.01.2008, Zl. 06 02.721-BAL, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekämpfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemäß § 66 Abs. 2 AVG

zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurückverwiesen.In

Erledigung der Beschwerde wird der bekämpfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemäß Paragraph 66,

Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt

zurückverwiesen.

Text

Entscheidungsgründe:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:
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1. Der Verfahrensgang vor dem Bundesasylamt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt des Bundesasylamtes. Der

Beschwerdeführer, ein syrischer Staatsbürger, stellte den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz am

07.03.2006. Er wurde hiezu am 08.03.2006 polizeilich erstbefragt und am 10.03.2006 in der Erstaufnahmestelle West

des Bundesasylamtes sowie am 20.09.2007 in der Außenstelle Linz einvernommen. Als Fluchtgrund führte er an, er

habe in Syrien politische Probleme und werde gesucht. Er habe seit 2000 in einem Restaurant namens "XXXX" als Leiter

gearbeitet. Dieses Restaurant habe dem Sohn des damaligen XXXX gehört. Im Restaurant hätte sich eine politische

Opposition getroBen und hätte diese das Regime stürzen und den XXXX an die Macht bringen wollen. Im Jahr 2003

hätte er an diesen Versammlungen teilgenommen und auch Flugblätter zum Sturz des Regimes ausgeteilt.1. Der

Verfahrensgang vor dem Bundesasylamt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt des Bundesasylamtes. Der

Beschwerdeführer, ein syrischer Staatsbürger, stellte den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz am

07.03.2006. Er wurde hiezu am 08.03.2006 polizeilich erstbefragt und am 10.03.2006 in der Erstaufnahmestelle West

des Bundesasylamtes sowie am 20.09.2007 in der Außenstelle Linz einvernommen. Als Fluchtgrund führte er an, er

habe in Syrien politische Probleme und werde gesucht. Er habe seit 2000 in einem Restaurant namens "XXXX" als Leiter

gearbeitet. Dieses Restaurant habe dem Sohn des damaligen römisch 40 gehört. Im Restaurant hätte sich eine

politische Opposition getroBen und hätte diese das Regime stürzen und den römisch 40 an die Macht bringen wollen.

Im Jahr 2003 hätte er an diesen Versammlungen teilgenommen und auch Flugblätter zum Sturz des Regimes

ausgeteilt.

2. Mit Bescheid vom 14.01.2008 wies das Bundesasylamt den Asylantrag gemäß §§ 3, 8 AsylG 2005 ab. Gleichzeitig

wurde die Ausweisung des Beschwerdeführers aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Syrien gemäß § 10 AsylG

2005 ausgesprochen. Die Behörde gelangte in einer Gesamtbetrachtung des Fluchtvorbringens des Asylwerbers zu

dem Schluss, dass dieses nicht glaubwürdig sei. Eine am 20.09.2007 durchgeführte Anfrage zu den Angaben des

Antragstellers habe ergeben, dass dieser in den letzten fünf Jahren nicht in dem von ihm angegebenen Restaurant

gearbeitet habe. Aufgrund dieser erheblichen Diskrepanz, welche einen wesentlichen Sachverhaltsteil seines

Vorbringens betreBe, werde im Rahmen einer Gesamtbetrachtung die Glaubwürdigkeit hinsichtlich des

Gesamtvorbringens erheblich erschüttert. In den Feststellungen zu Syrien ist unter anderem von einem von

Sicherheitsapparaten und Militär geprägten autoritären Regime die Rede. Die Sicherheitsdienste hätten weitreichende

Befugnisse und verfügen neben dem Präsidenten, seinem direkten Umfeld und dem Militär über die größte Macht im

Land. Bashar Al-Assad stütze seine Herrschaft auf die Loyalität der privilegierten Streitkräfte sowie der militärischen

und zivilen Geheimdienste. Die Geheimdienste seien unmittelbar nur dem Staatspräsidenten gegenüber

verantwortlich. Eine Kontrolle Inde weder durch Gerichte, das Parlament noch andere Institutionen statt und würden

die Befugnisse der Dienste keinen deInierten Beschränkungen unterliegen. Regierungskritiker - inklusive führender

Oppositioneller, Menschenrechtsaktivisten und andere Personen - wären oft an Reisen ins Ausland gehindert worden.

Zur Rückkehr von abgeschobenen syrischen Asylwerbern wurde unter anderem festgestellt, dass es zu einer längeren

Befragung komme. Es könne in Einzelfällen auch zu Verhaftungen und Folterungen kommen.2. Mit Bescheid vom

14.01.2008 wies das Bundesasylamt den Asylantrag gemäß Paragraphen 3, 8, AsylG 2005 ab. Gleichzeitig wurde die

Ausweisung des Beschwerdeführers aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Syrien gemäß Paragraph 10, AsylG

2005 ausgesprochen. Die Behörde gelangte in einer Gesamtbetrachtung des Fluchtvorbringens des Asylwerbers zu

dem Schluss, dass dieses nicht glaubwürdig sei. Eine am 20.09.2007 durchgeführte Anfrage zu den Angaben des

Antragstellers habe ergeben, dass dieser in den letzten fünf Jahren nicht in dem von ihm angegebenen Restaurant

gearbeitet habe. Aufgrund dieser erheblichen Diskrepanz, welche einen wesentlichen Sachverhaltsteil seines

Vorbringens betreBe, werde im Rahmen einer Gesamtbetrachtung die Glaubwürdigkeit hinsichtlich des

Gesamtvorbringens erheblich erschüttert. In den Feststellungen zu Syrien ist unter anderem von einem von

Sicherheitsapparaten und Militär geprägten autoritären Regime die Rede. Die Sicherheitsdienste hätten weitreichende

Befugnisse und verfügen neben dem Präsidenten, seinem direkten Umfeld und dem Militär über die größte Macht im

Land. Bashar Al-Assad stütze seine Herrschaft auf die Loyalität der privilegierten Streitkräfte sowie der militärischen

und zivilen Geheimdienste. Die Geheimdienste seien unmittelbar nur dem Staatspräsidenten gegenüber

verantwortlich. Eine Kontrolle Inde weder durch Gerichte, das Parlament noch andere Institutionen statt und würden

die Befugnisse der Dienste keinen deInierten Beschränkungen unterliegen. Regierungskritiker - inklusive führender

Oppositioneller, Menschenrechtsaktivisten und andere Personen - wären oft an Reisen ins Ausland gehindert worden.

Zur Rückkehr von abgeschobenen syrischen Asylwerbern wurde unter anderem festgestellt, dass es zu einer längeren

Befragung komme. Es könne in Einzelfällen auch zu Verhaftungen und Folterungen kommen.

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10


3. Dagegen wurde rechtzeitig Beschwerde an den Asylgerichtshof erhoben.

4. Am 03.01.2011 wurde das Verfahren der nunmehr zuständigen Gerichtsabteilung zugeteilt.

II. Über die fristgerecht erhobene Beschwerde hat der Asylgerichtshof in nicht öBentlicher Sitzung wie folgt

erwogen:römisch zwei. Über die fristgerecht erhobene Beschwerde hat der Asylgerichtshof in nicht öBentlicher Sitzung

wie folgt erwogen:

1. Gemäß §§ 73 und 75 des Bundesgesetzes über die Gewährung von Asyl, BGBl. I Nr. 100/2005 in der Fassung BGBl. I

Nr. 135/2009 (im Folgenden: "AsylG 2005") ist dieses anzuwenden; gemäß § 75 Abs. 9 AsylG 2005 sind die §§ 12 Abs. 2,

12a, 22 Abs. 12, 25 Abs. 1 Z 1, 31 Abs. 4, 34 Abs. 6 und 35 AsylG 2005 jedoch nicht anzuwenden sondern es sind die §§

12 Abs. 2, 25 Abs. 1 Z 1 und 25 AsylG 2005 in der Fassung des BGBl. I Nr. 29/2009 anzuwenden. Gemäß § 75 Abs. 11

AsylG 2005 ist § 27 Abs. 3 AsylG 2005 in der Fassung BGBl. I Nr. 29/2009 auf alle Sachverhalte anzuwenden, die vor

dem 1. Jänner 2010 verwirklicht wurden.1. Gemäß Paragraphen 73 und 75 des Bundesgesetzes über die Gewährung

von Asyl, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135 aus 2009,

(im Folgenden: "AsylG 2005") ist dieses anzuwenden; gemäß Paragraph 75, Absatz 9, AsylG 2005 sind die Paragraphen

12, Absatz 2, 12 a, 22, Absatz 12, 25, Absatz eins, ZiBer eins, 31, Absatz 4, 34, Absatz 6 und 35 AsylG 2005 jedoch nicht

anzuwenden sondern es sind die Paragraphen 12, Absatz 2, 25, Absatz eins, ZiBer eins und 25 AsylG 2005 in der

Fassung des Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, anzuwenden. Gemäß Paragraph 75, Absatz 11, AsylG 2005 ist

Paragraph 27, Absatz 3, AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, auf alle Sachverhalte

anzuwenden, die vor dem 1. Jänner 2010 verwirklicht wurden.

Hinsichtlich des Verfahrens vor dem Asylgerichtshof sind die einschlägigen Bestimmungen des AsylG 2005 und das

Bundesgesetz über den Asylgerichtshof, BGBl. I Nr. 4/2008 in der Fassung BGBL I Nr. 147/2008 (in Folge: "AsylGHG")

sowie subsidiär das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr.

20/2009 (in Folge: "AVG") anzuwenden. Schließlich war das Bundesgesetz über die Zustellung behördlicher

Dokumente, BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. I Nr. 5/2008 (im Folgenden: ZustG) maßgeblich.Hinsichtlich des

Verfahrens vor dem Asylgerichtshof sind die einschlägigen Bestimmungen des AsylG 2005 und das Bundesgesetz über

den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung BGBL römisch eins Nr. 147 aus 2008,

(in Folge: "AsylGHG") sowie subsidiär das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus

1991, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 20 aus 2009, (in Folge: "AVG") anzuwenden. Schließlich war das

Bundesgesetz über die Zustellung behördlicher Dokumente, Bundesgesetzblatt Nr. 200 aus 1982, in der Fassung

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 5 aus 2008, (im Folgenden: ZustG) maßgeblich.

Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG, BGBl. I Nr. 4/2008 in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten,

soweit eine Entscheidung durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. Gemäß

§ 61 Abs. 3 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide nach den

§§ 4 und 5 AsylG 2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. Gemäß § 42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof

bei Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von

anhängigen oder in naher Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemäß § 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im

zuständigen Senat kein Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates Indet durch einen Kammersenat. Im

vorliegenden Verfahren liegen weder die Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen Einzelrichter noch die

für eine Entscheidung durch den Kammersenat vor.Gemäß Paragraph 9, Absatz eins, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil

eins, Nr. 4 aus 2008, in der geltenden Fassung entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, soweit eine Entscheidung

durch einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. Gemäß Paragraph 61, Absatz 3,

AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide nach den

Paragraphen 4 und 5 AsylG 2005 und nach Paragraph 68, AVG durch Einzelrichter. Gemäß Paragraph 42, AsylG 2005

entscheidet der Asylgerichtshof bei Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer

erheblichen Anzahl von anhängigen oder in naher Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemäß Paragraph 11,

Absatz 4, AsylGHG, wenn im zuständigen Senat kein Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates Indet durch

einen Kammersenat. Im vorliegenden Verfahren liegen weder die Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen

Einzelrichter noch die für eine Entscheidung durch den Kammersenat vor.

2. Gemäß § 66 Abs. 2 AVG kann die Beschwerdeinstanz (kraft oben zitierter Bestimmung auch der AsylGH, es bestehen

diesbezüglich keine materiellrechtlichen Sondernormen), so der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
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Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen

Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine

im Instanzenzug untergeordnete Behörde zurückverweisen.2. Gemäß Paragraph 66, Absatz 2, AVG kann die

Beschwerdeinstanz (kraft oben zitierter Bestimmung auch der AsylGH, es bestehen diesbezüglich keine

materiellrechtlichen Sondernormen), so der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchführung oder

Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die

Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug

untergeordnete Behörde zurückverweisen.

Gemäß Absatz 3 dieser Gesetzesstelle kann die Berufungsbehörde jedoch die mündliche Verhandlung und

unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchführen, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden

ist.

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnissen vom 21. November 2002, Zl. 2002/20/0315 und Zl. 2000/20/0084,

grundsätzliche Ausführungen zur Anwendbarkeit des § 66 Abs. 2 AVG im Asylverfahren im Allgemeinen und durch den

Unabhängigen Bundesasylsenat im Besonderen getätigt, die auch auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof

übertragbar sind. Dabei hat er im letztgenannten Erkenntnis insbesondere ausgeführt:Der Verwaltungsgerichtshof hat

mit Erkenntnissen vom 21. November 2002, Zl. 2002/20/0315 und Zl. 2000/20/0084, grundsätzliche Ausführungen zur

Anwendbarkeit des Paragraph 66, Absatz 2, AVG im Asylverfahren im Allgemeinen und durch den Unabhängigen

Bundesasylsenat im Besonderen getätigt, die auch auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof übertragbar sind. Dabei

hat er im letztgenannten Erkenntnis insbesondere ausgeführt:

"Bei der Abwägung der für und gegen eine Entscheidung gemäß § 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss

nämlich auch berücksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur möglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner

Qualität hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zur belangten Behörde und somit zu einer

gerichtsähnlichen, unparteilichen und unabhängigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens

führt (vgl. bereits das Erkenntnis vom 16. April 2002, Zl. 99/20/0430). Die der belangten Behörde in dieser Funktion

schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer ¿obersten Berufungsbehörde' (Art. 129c 1 B-VG) wird aber

ausgehöhlt und die Einräumung eines Instanzenzuges zur bloßen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren

einem eininstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehörde nähert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das

Vorbringen sachgerecht einzugehen und brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhältnisse im

Herkunftsstaat in das Verfahren einzuführen.""Bei der Abwägung der für und gegen eine Entscheidung gemäß

Paragraph 66, Absatz 2, AVG sprechenden Gesichtspunkte muss nämlich auch berücksichtigt werden, dass das

Asylverfahren nicht nur möglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner Qualität hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug

vorgesehen, der zur belangten Behörde und somit zu einer gerichtsähnlichen, unparteilichen und unabhängigen

Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens führt vergleiche bereits das Erkenntnis vom 16. April

2002, Zl. 99/20/0430). Die der belangten Behörde in dieser Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle

einer ¿obersten Berufungsbehörde' (Artikel 129 c, 1 B-VG) wird aber ausgehöhlt und die Einräumung eines

Instanzenzuges zur bloßen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren einem eininstanzlichen Verfahren vor

der Berufungsbehörde nähert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das Vorbringen sachgerecht einzugehen und

brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhältnisse im Herkunftsstaat in das Verfahren einzuführen."

In Erkenntnis vom 17.10.2006 (Zl 2005/20/0459) hat der VwGH betont, dass eine Behebung nach § 66 Abs 2 AVG nur

zulässig ist, wenn eine weitere Verhandlung/Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall wäre, wenn die Mängel

des erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehör saniert hätten werden können.In Erkenntnis vom

17.10.2006 (Zl 2005/20/0459) hat der VwGH betont, dass eine Behebung nach Paragraph 66, Absatz 2, AVG nur zulässig

ist, wenn eine weitere Verhandlung/Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall wäre, wenn die Mängel des

erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehör saniert hätten werden können.

3. Der Verwaltungsgerichtshof hat nun zusammengefasst in verschiedenen Erkenntnissen betont, dass eine

umfangreiche und detaillierte Erhebung des asylrechtlich relevanten Sachverhaltes durch die Verwaltungsbehörde

durchzuführen ist. Im vorliegenden Fall ist dies in qualiIzierter Weise unterlassen worden, dies aus folgenden

Erwägungen:
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3.1. Festzuhalten ist, dass die Beweiswürdigung des Bundesasylamtes, Außenstelle Linz, oBensichtlich qualiIziert

mangelhaft geblieben ist.

Die von der erstinstanzlichen Behörde vorgenommene Beweiswürdigung bezüglich der Glaubwürdigkeit des

Beschwerdeführers ist für den Asylgerichtshof als Überprüfungsinstanz nicht nachvollziehbar.

Die im angefochtenen Bescheid vorgenommene Beweiswürdigung legt nicht ausreichend nachvollziehbar dar, warum

dem Beschwerdeführer die Glaubwürdigkeit zur Gänze abgesprochen wurde.

Die in Bezug auf den Erstbeschwerdeführer vorgenommene Beweiswürdigung ist insbesondere nicht nachvollziehbar,

wenn sie zentral letztlich das Aussageverhalten des Erstbeschwerdeführers wertet, ohne dass sie die Maßstäbe dieser

Wertung hinreichend oBen legt und auf die Frage, ob die angeführten Beispiele hinreichend repräsentativ für die

gezogenen Schlüsse sind, nicht schlüssig beantwortet.

Ohne die Argumente gänzlich zu verwerfen, muss doch auch immer die spezielle Situation einer gedolmetschten

Einvernahme in einem Asylverfahren potentiell relativierend ins Kalkül gezogen werden. Ebenso bedeutet eine

Einvernahme für Asylwerber eine gewisse Anspannung und kann ohne nähere Angaben von Gründen aufgrund einer

kurzen Schilderung nicht a priori davon ausgegangen werden, dass diese jedenfalls nicht der Wahrheit entspreche.

Aus dem Akteninhalt ergibt sich, dass die erstinstanzliche Behörde im vorliegenden Fall eine Botschaftsanfrage an die

österreichische Botschaft in XXXX gerichtet hat, welche sich aus fünf verschiedenen Fragen zusammengesetzt hat. Die

Antwort der österreichischen Botschaft in XXXX lautete wie folgt:Aus dem Akteninhalt ergibt sich, dass die

erstinstanzliche Behörde im vorliegenden Fall eine Botschaftsanfrage an die österreichische Botschaft in römisch 40

gerichtet hat, welche sich aus fünf verschiedenen Fragen zusammengesetzt hat. Die Antwort der österreichischen

Botschaft in römisch 40 lautete wie folgt:

ad 1.) Ja, es gibt in Damaskus in der XXXX ein Restaurant mit dem Namen "XXXX". Es gehört zu einer ganzen Kennte von

Restaurants mit diesem Namen.ad 1.) Ja, es gibt in Damaskus in der römisch 40 ein Restaurant mit dem Namen "XXXX".

Es gehört zu einer ganzen Kennte von Restaurants mit diesem Namen.

ad 2.) Der frühere Besitzer dieser Restaurantkette war XXXX, Sohn von XXXX (ehemaliger XXXX von Syrien).ad 2.) Der

frühere Besitzer dieser Restaurantkette war römisch 40 , Sohn von römisch 40 (ehemaliger römisch 40 von Syrien).

ad 3.) Nach Auskunft von XXXX, seit fünf Jahren Kellner im "XXXX", habe es nie einen Kellner oder Restaurantleiter mit

dem Namen XXXX gegeben. Schichtleiter ist seit fünf Jahren XXXX, der Leiter des Restaurants ist XXXX. Die

Restaurantkette sei nach Auskunft des Kellners vom Staat konIsziert worden.ad 3.) Nach Auskunft von römisch 40 ,

seit fünf Jahren Kellner im "XXXX", habe es nie einen Kellner oder Restaurantleiter mit dem Namen römisch 40

gegeben. Schichtleiter ist seit fünf Jahren römisch 40 , der Leiter des Restaurants ist römisch 40 . Die Restaurantkette

sei nach Auskunft des Kellners vom Staat konfisziert worden.

ad 4.) Ob es Hinweise darauf gebe, dass der Beschwerdeführer vom syrischen Geheimdienst gesucht werde, habe

leider nicht ermittelt werden können, da dies ohne Weitergabe von personenbezogenen Daten nicht möglich sei.

ad 5.) Über die Lage von MitarbeiterInnen und UnterstützerInnen der XXXX ist leider nichts bekannt. Nach Auskunft

von Einheimischen sowie von Kennern Syriens (österreichische Botschaft Damaskus) hätte der AW für den Fall der

Unterstützung von XXXX mit einer hohen (fünf Jahre aufwärts) Gefängnisstrafe zu rechnen.ad 5.) Über die Lage von

MitarbeiterInnen und UnterstützerInnen der römisch 40 ist leider nichts bekannt. Nach Auskunft von Einheimischen

sowie von Kennern Syriens (österreichische Botschaft Damaskus) hätte der AW für den Fall der Unterstützung von

römisch 40 mit einer hohen (fünf Jahre aufwärts) Gefängnisstrafe zu rechnen.

Daraus folgt, dass der Beschwerdeführer zu den Fragen 1.) und 2.) richtige Angaben getätigt hat, die Antwort zu Frage

4.) konnte ohne Weitergabe personenbezogener Daten nicht ermittelt werden, hinsichtlich der Frage 5.) ergibt sich

ebenfalls, dass der Asylwerber - wie von ihm befürchtet - für den Fall der Unterstützung vom XXXX mit einer hohen

(fünf Jahre aufwärts) Gefängnisstrafe zu rechnen hätte. Lediglich zur Frage 3.) wurde von Seiten der Botschaft eine

Antwort gegeben, die den Angaben des Beschwerdeführers nicht entspricht.Daraus folgt, dass der Beschwerdeführer

zu den Fragen 1.) und 2.) richtige Angaben getätigt hat, die Antwort zu Frage 4.) konnte ohne Weitergabe

personenbezogener Daten nicht ermittelt werden, hinsichtlich der Frage 5.) ergibt sich ebenfalls, dass der Asylwerber -

wie von ihm befürchtet - für den Fall der Unterstützung vom römisch 40 mit einer hohen (fünf Jahre aufwärts)

Gefängnisstrafe zu rechnen hätte. Lediglich zur Frage 3.) wurde von Seiten der Botschaft eine Antwort gegeben, die



den Angaben des Beschwerdeführers nicht entspricht.

Die erstinstanzliche Behörde hat es nicht nur verabsäumt, das Ergebnis dieser Botschaftsanfrage in ihrem Bescheid

wiederzugeben. Es ist auch nicht ohne Weiteres nachvollziehbar, wieso die erstinstanzliche Behörde aufgrund der

Tatsache, dass lediglich in einer von fünf Fragen ein Ergebnis der Botschaftsanfrage einlangte, das den Angaben des

Beschwerdeführers nicht entsprochen hat, dennoch seinem gesamten Fluchtvorbringen keinen Glauben geschenkt

hat. Unter Zugrundelegung der von der erstinstanzlichen Behörde selbst getroBenen Feststellungen zur Situation in

Syrien, den dort agierenden Geheimdiensten und den sonstigen vorherrschenden politischen Gegebenheiten, kann

nicht von der Hand gewiesen werden, dass zu der Frage 3.) von den Auskunftspersonen in Syrien absichtlich falsche

Angaben getätigt wurden.

Das Beschwerdevorbringen, wonach das Ergebnis der Botschaftsanfrage dem Beschwerdeführer nicht zur Äußerung

vorgelegt worden wäre, widerspricht dem Akteninhalt. Hieraus ergibt sich zweifelsfrei, dass eine Zustellung zur

Äußerung sehr wohl erfolgte und eine Äußerung von dem damals noch nicht anwaltlich vertretenen Beschwerdeführer

auch erstattet wurde (siehe hiezu AS 95f des erstinstanzlichen Verwaltungsaktes).

Weiters ist festzuhalten, dass die Feststellungen zu Syrien zum Entscheidungszeitpunkt aufgrund der aktuellen

Entwicklungen in Syrien bereits veraltet und daher untauglich sind.

Aufgrund einer solcherart oBenbar mangelhaften Beweiswürdigung konnte das Bundesasylamt den Umfang der

notwendigen Feststellungen (je nach Glaubwürdigkeit der Beschwerdeführer) nicht erkennen und belastet dies das

gesamte Verfahren mit Rechtswidrigkeit.

3.2. Die Feststellungen der Verwaltungsbehörde, insbesondere die in der Verfahrenserzählung referierten, vermögen

das negative Verfahrensergebnis aber auch schon dann nicht zu tragen, wenn man die Einlassungen des

Erstbeschwerdeführers über die ihm widerfahrene bisherige Verfolgung in Syrien für unwahr erachtet und nur davon

ausgeht, dass er Asylwerber aus Syrien ist. Folgt man einem Teil dieser Feststellungen könnte die Abschiebung als

Asylwerber aus Österreich, qualiIziert durch die Ablehnung des herrschenden Regimes, genügen, dass es mit einer

nicht unerheblichen Wahrscheinlichkeit zu lebensbedrohenden Konsequenzen (Verhaftung, "Verschwinden") käme.

Betrachtet man unter diesen Prämissen die kursorische Verneinung des Asylstatus und des subsidiären Schutzstatus

im angefochtenen Bescheid entsteht der Eindruck, dass eine Auseinandersetzung der Verwaltungsbehörde mit einem

Teil ihrer eigenen Feststellungen unterblieben ist; das gesamte Verfahren erweist sich schon unter diesem

Gesichtspunkt als in seinem Ergebnis unschlüssig und somit rechtswidrig.

3.3. Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner jüngsten Rechtsprechung eine ganzheitliche Würdigung des

individuellen Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der persönlichen

Glaubwürdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine

Auseinandersetzung mit (aktuellen) Länderberichten verlangt (VwGH vom 26.11.2003, Zl. 2003/20/0389). Aufgrund des

mangelnden Ermittlungsverfahrens des Bundesasylamtes - fehlende Feststellungen, jedenfalls aufgrund unschlüssiger

Beweiswürdigung zur persönlichen Glaubwürdigkeit (siehe oben) - hat das Bundesasylamt jedenfalls eine solche

ganzheitliche Würdigung des individuellen Vorbringens nicht vorgenommen, da das Bundesasylamt dieses

offensichtlich nicht anhand der konkret entscheidungsrelevanten aktuellen Situation gewürdigt hat.

Aus Sicht der Beschwerdeinstanz verstößt das Procedere des Bundesasylamtes somit gegen die von § 18 AsylG 2005/§

28 AsylG 1997 determinierten ErmittlungspUichten. Der für den Umfang der ErmittlungspUicht maßgebliche § 18 AsylG

2005 bestimmt nämlich, dass die Asylinstanzen in allen Stadien des Verfahrens von Amts wegen durch Fragestellung

oder in anderer geeigneter Weise darauf hinzuwirken haben, dass die für die Entscheidung erheblichen Angaben

gemacht oder lückenhafte Angaben über die zur Begründung des Antrages geltend gemachten Umstände

vervollständigt, die Beweismittel für diese Angaben bezeichnet oder die angebotenen Beweismittel ergänzt und

überhaupt alle Aufschlüsse gegeben werden, welche zur Begründung des Antrages notwendig erscheinen.

Erforderlichenfalls sind Beweismittel auch von Amts wegen beizuschaBen. Diese Rechtsnorm, die eine Konkretisierung

der aus § 37 AVG i.V.m. § 39 Abs. 2 leg. cit. hervorgehenden VerpUichtung der Verwaltungsbehörde, den maßgeblichen

Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln und festzustellen ist, hat das Bundesasylamt in diesem Verfahren

missachtet.Aus Sicht der Beschwerdeinstanz verstößt das Procedere des Bundesasylamtes somit gegen die von

Paragraph 18, AsylG 2005/§ 28 AsylG 1997 determinierten ErmittlungspUichten. Der für den Umfang der

ErmittlungspUicht maßgebliche Paragraph 18, AsylG 2005 bestimmt nämlich, dass die Asylinstanzen in allen Stadien
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des Verfahrens von Amts wegen durch Fragestellung oder in anderer geeigneter Weise darauf hinzuwirken haben,

dass die für die Entscheidung erheblichen Angaben gemacht oder lückenhafte Angaben über die zur Begründung des

Antrages geltend gemachten Umstände vervollständigt, die Beweismittel für diese Angaben bezeichnet oder die

angebotenen Beweismittel ergänzt und überhaupt alle Aufschlüsse gegeben werden, welche zur Begründung des

Antrages notwendig erscheinen. Erforderlichenfalls sind Beweismittel auch von Amts wegen beizuschaBen. Diese

Rechtsnorm, die eine Konkretisierung der aus Paragraph 37, AVG in Verbindung mit Paragraph 39, Absatz 2, leg. cit.

hervorgehenden VerpUichtung der Verwaltungsbehörde, den maßgeblichen Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln

und festzustellen ist, hat das Bundesasylamt in diesem Verfahren missachtet.

Es hätte jedenfalls im Sinne des § 45 Abs 3 AVG auch einer Konfrontation der Partei mit dem (wie oben aufgezeigt)

amtswegig zu ermittelnden Sachverhalt und den diesbezüglichen Beweismitteln bedurft. Den Parteien ist das Ergebnis

der behördlichen Beweisaufnahme in förmlicher Weise zur Kenntnis zu bringen und ausdrücklich unter Setzung einer

angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, zu diesen Ergebnissen Stellung zu nehmen (VwGH 05.09.1995, Zl.

95/08/0002), was nicht geschehen ist. Gegenstand des Parteiengehörs sind sämtliche Ergebnisse der Beweisaufnahme.

Auch soweit die Behörde bestimmte Tatsachen als oBenkundig behandelt, ist dies der Partei bekannt zu geben (VwGH

17.10.1995, Zl. 94/08/0269). Gemäß der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 27.02.2003, Zl.

2000/18/0040) ist die Verletzung des Parteiengehörs zwar saniert, wenn im Bescheid die Ergebnisse des

Ermittlungsverfahrens dargelegt werden und die Partei die Möglichkeit hat, in ihrer Beschwerde dagegen Stellung zu

nehmen - Voraussetzung einer solchen Sanierung ist aber, dass in der verwaltungsbehördlichen Bescheidbegründung

tatsächlich alle Beweisergebnisse dargelegt werden, da ansonsten die Beschwerdeinstanz das Parteiengehör

einräumen müsste (VwGH 25.03.2004, Zl. 2003/07/0062). Durch die oben dargestellte mangelhafte

Bescheidbegründung ist dieses Erfordernis aber mit Sicherheit nicht erfüllt.Es hätte jedenfalls im Sinne des Paragraph

45, Absatz 3, AVG auch einer Konfrontation der Partei mit dem (wie oben aufgezeigt) amtswegig zu ermittelnden

Sachverhalt und den diesbezüglichen Beweismitteln bedurft. Den Parteien ist das Ergebnis der behördlichen

Beweisaufnahme in förmlicher Weise zur Kenntnis zu bringen und ausdrücklich unter Setzung einer angemessenen

Frist Gelegenheit zu geben, zu diesen Ergebnissen Stellung zu nehmen (VwGH 05.09.1995, Zl. 95/08/0002), was nicht

geschehen ist. Gegenstand des Parteiengehörs sind sämtliche Ergebnisse der Beweisaufnahme. Auch soweit die

Behörde bestimmte Tatsachen als oBenkundig behandelt, ist dies der Partei bekannt zu geben (VwGH 17.10.1995, Zl.

94/08/0269). Gemäß der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH 27.02.2003, Zl.

2000/18/0040) ist die Verletzung des Parteiengehörs zwar saniert, wenn im Bescheid die Ergebnisse des

Ermittlungsverfahrens dargelegt werden und die Partei die Möglichkeit hat, in ihrer Beschwerde dagegen Stellung zu

nehmen - Voraussetzung einer solchen Sanierung ist aber, dass in der verwaltungsbehördlichen Bescheidbegründung

tatsächlich alle Beweisergebnisse dargelegt werden, da ansonsten die Beschwerdeinstanz das Parteiengehör

einräumen müsste (VwGH 25.03.2004, Zl. 2003/07/0062). Durch die oben dargestellte mangelhafte

Bescheidbegründung ist dieses Erfordernis aber mit Sicherheit nicht erfüllt.

4. Im gegenständlichen Fall sind die angefochtenen Bescheide des Bundesasylamtes und die diesen zugrunde liegende

Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass die Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung

unvermeidlich erscheint. Weder erweist sich der Sachverhalt in Verbindung mit der Beschwerde als geklärt, noch ergibt

sich aus den bisherigen Ermittlungen sonst zweifelfrei, dass das potentiell asylrelevante Vorbringen der

Beschwerdeführer nicht den Tatsachen entspräche. Im Gegenteil ist das Verfahren des Bundesasylamtes mit den unter

Punkt 3. oben dargestellten schweren Mängeln behaftet. Sämtliche Erhebungen, welche grundsätzlich vom

Bundesasylamt durchzuführen sind, wären demnach durch den Asylgerichtshof zu tätigen, sohin verbietet sich unter

Berücksichtigung der oben dargestellten Ausführungen des Verwaltungsgerichtshofes und unter

EVzienzgesichtspunkten, eine Heranziehung des § 66 Abs 3 AVG.4. Im gegenständlichen Fall sind die angefochtenen

Bescheide des Bundesasylamtes und die diesen zugrunde liegende Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass die

Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Weder erweist sich der

Sachverhalt in Verbindung mit der Beschwerde als geklärt, noch ergibt sich aus den bisherigen Ermittlungen sonst

zweifelfrei, dass das potentiell asylrelevante Vorbringen der Beschwerdeführer nicht den Tatsachen entspräche. Im

Gegenteil ist das Verfahren des Bundesasylamtes mit den unter Punkt 3. oben dargestellten schweren Mängeln

behaftet. Sämtliche Erhebungen, welche grundsätzlich vom Bundesasylamt durchzuführen sind, wären demnach
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durch den Asylgerichtshof zu tätigen, sohin verbietet sich unter Berücksichtigung der oben dargestellten Ausführungen

des Verwaltungsgerichtshofes und unter EVzienzgesichtspunkten, eine Heranziehung des Paragraph 66, Absatz 3,

AVG.

5. Die Rechtssache war daher spruchgemäß neuerlich an die Verwaltungsbehörde zur neuerlichen Verhandlung und

Entscheidung zurückzuverweisen. Das Bundesasylamt wird im fortzusetzenden Verfahren die dargestellten Mängel zu

verbessern haben, dazu zählt auch die Klärung, ob bereits der Auslandsaufenthalt des Beschwerdeführers per se ein

zur Asylgewährung hinreichendes Verfolgungsrisiko mit sich bringt. Die diesbezüglich vorhandene Berichtslage erlaubt

aus Sicht des erkennenden Senats aktuell keine allgemeingültigen Schlussfolgerungen, hier wird die Erstbehörde

allenfalls ein Gutachten zu erstellen haben, um die Frage auf den Einzelfall bezogen entscheiden zu können.

Darüber hinaus wird von einer neuerlichen Ausweisungsentscheidung die zwischenzeitig erfolgte Integration des

Beschwerdeführers und insbesondere seine Heirat mit einer österreichischen Staatsbürgerin und somit sein in

Österreich bestehendes Familienleben zu berücksichtigen sein.
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